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Militär auf Kosten der Bildung? – Die Lügen des Studierendenkollektivs  

Seit dem 10. September dieses Jahres gibt es jetzt das „Studierendenkollektiv“ wohl auch an 

der Universität und OTH Regensburg.  

Auf Instagram betrieb diese „sozialistische und klassenkämpferische Organisation“1 bisher 

Aktivismus gegen Faschismus, das Patriarchat und Gewalt an Frauen und Transpersonen. So 

weit so gut.  

Für neue Recherchearbeit wurden jetzt jedoch Flyer verteilt und Interviews angefragt . Auf die 

Veröffentlichung dieses Projektes bleibt zu warten; der Flyer jedoch lässt sich analysieren.  

Demzufolge finden sich auf jenem Flyer einige falsche Denkansätze, die zu irreführenden 

Argumenten und Falschaussagen führen. Deshalb wird in diesem Text das ausgeteilte Flugblatt 

in Betracht genommen und Falschaussagen werden korrigiert, sodass schlussendlich ein 

alternatives Fazit gebildet wird.  

Eine Kopie des Flyers ist im Anschluss zu finden.  

 

Zuallererst wird die marode Verfassung angesprochen, in der sich die Universität Regensburg 

befindet. Hier werden zwar keine falschen Feststellungen getätigt, jedoch findet sich hier der 

erste Fehlschluss aufgrund mangelnder Recherche:  

„Doch statt endlich zu handeln, verweist die Uni auf steigende Energie- und Personalkosten – 

während die staatliche Finanzierung stagniert.“2 

Hierfür muss zunächst die Finanzierung der Hochschulen klargestellt werden. Hochschulen 

haben verschiedene Quellen, aus denen sie ihre finanziellen Mittel schöpfen können:  

1. Beiträge der Studierenden  

2. Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit und Vermögen 

3. Drittmitteleinnahmen  

4. Andere Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüsse 

5. Grundfinanzierung Bund  

Im Bericht des Statistischen Bundesamtes für das Jahr 2023 (letzter veröffentlichter statistischer 

Bericht) kommt hervor, dass die Einnahmen durch den Bund, die „Grundfinanzierung Bund“, 

mit 130.163.000€ für Universitäten nur 0,3% der Gesamteinnahmen ausmachen. Sogar die 

Einnahmen durch Semesterbeiträge entsprechen mit 456.433.000€ 1,1% der Gesamteinnahmen 

bundesweit für Universitäten.3  

Wie werden jetzt aber die Professoren bezahlt?  

Die Finanzierung und Sicherung der Beschäftigungsverhältnisse, das umfasst unter anderem 

auch die Bezahlung der Professoren, kommt aus den Drittmitteln. Diese Drittmittel sind, wie es 

 
1 https://studierendenkollektiv.de/freiburg-das-studierendenkollektiv-gibt-es-jetzt-auch-in-freiburg/ 
(Zuletzt aufgerufen am 05.12.2025). 
2 Siehe: Flyer Studierendenkollektiv 
3 Siehe: Statistischer Bericht – Finanzen der Hochschulen – 2023: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsfinanzen-
Ausbildungsfoerderung/Publikationen/Downloads-Bildungsfinanzen/statistischer-bericht-finanzen-
hochschulen-2110450237005.xlsx?__blob=publicationFile&v=3.  

https://studierendenkollektiv.de/freiburg-das-studierendenkollektiv-gibt-es-jetzt-auch-in-freiburg/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsfinanzen-Ausbildungsfoerderung/Publikationen/Downloads-Bildungsfinanzen/statistischer-bericht-finanzen-hochschulen-2110450237005.xlsx?__blob=publicationFile&v=3
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsfinanzen-Ausbildungsfoerderung/Publikationen/Downloads-Bildungsfinanzen/statistischer-bericht-finanzen-hochschulen-2110450237005.xlsx?__blob=publicationFile&v=3
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsfinanzen-Ausbildungsfoerderung/Publikationen/Downloads-Bildungsfinanzen/statistischer-bericht-finanzen-hochschulen-2110450237005.xlsx?__blob=publicationFile&v=3
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der Name schon sagt, Gelder von Dritten. Unter anderem beteiligen sich hier die „Deutsche 

Forschungsgemeinschaft“ (DFG).  

Erhöht man also die Gehälter der Professoren, nimmt man der Finanzierung für die Sanierung 

der Universität keine Gelder oder Mittel weg.  

Die DFG wird jedoch teilweise, neben eigenen Einnahmen und ebenfalls Drittmittel, vom Bund 

mitfinanziert. Das ist trotzdem kein Argument dafür, dass der Staat seine Ausgaben hierfür 

erhöht, denn gezahlt wird hier aus einem festen Pool. Im Umkehrschluss bedeutet das, wenn 

eine Universität mehr Geld fordert, bekommt eine andere Universität weniger.4 Dr. Rainer 

Ambrosy, der ehemalige Kanzler der Universität Duisburg-Essen, sagt zu diesem Vorgang: „Die 

Hochschulen „kannibalisieren“ sich gewissermaßen selbst.“5 

 

Im selben Absatz schreibt das Studierendenkollektiv, die Regierung rühme sich mit einem 

Anstieg der Ausgaben für Hochschulen um 36% seit 2018, wenngleich das meiste Geld in 

„Prestigeprojekte“ fließe.6  

Der Bund darf aufgrund der Föderalisierungsreform von 2006 nur noch in die Forschung 

barrierefrei und ohne Zustimmung der Länder investieren.7 Abgesehen davon ist ein Anstieg 

um 36% keine großartig nennenswerte Geldsumme, wenn der Bund 2022 nur knapp 

130.000.000€ in deutschlandweit alle Hochschulen investiert hat.  

 

Im nächsten Abschnitt häufen sich schnell die falschen Schlüsse. Das Studierendenkollektiv 

behauptet folgendes:  

„Studierendenprojekten wird die Finanzierung gestrichen, die Betreuungsrelation 

verschlechtert sich, Forschung und Lehre leiden unter zunehmendem Druck. Sanierungen 

verzögern sich, Gebäude verfallen, und psychische Belastung vieler Studierender nimmt zu.“8 

Zu Studierendenprojekten lässt sich keine genaue Auskunft geben, wegen fehlender 

Informationen.  

Dass die Betreuungsrelation sich verschlechtert hat mit dem ganzen Thema nichts zu tun. Die 

Anzahl an Studierenden stieg seit letztem Jahr um 0,4%.9 Der Zuwachs oder Rückgang der 

Studierenden hat allerdings wesentlich andere Begründungen als die Finanzierung der 

 
4 Siehe: Dr. Rainer Ambrosy, Die Finanzierung der deutschen Hochschulen, Carl von Ossietzky Universität 
Oldenburg, 2014, S.2-11: 
https://uol.de/fileadmin/c3l/Studiengaenge/Bildungsmanagement/Download/Leseproben/bildungsmana
gement_leseprobe_budgetierung_finanzierung.pdf.  
5 Dr. Rainer Ambrosy, Die Finanzierung der deutschen Hochschulen, Carl von Ossietzky Universität 
Oldenburg, 2014, S.11: 
https://uol.de/fileadmin/c3l/Studiengaenge/Bildungsmanagement/Download/Leseproben/bildungsmana
gement_leseprobe_budgetierung_finanzierung.pdf.  
6 Siehe: Flyer Studierendenkollektiv. 
7 Siehe: Dr. Ambrosy, S. 1. 
8 Siehe: Flyer Studierendenkollektiv. 
9 Pressemitteilung Statistisches Bundesamt: 
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/11/PD25_426_21.html.  

https://uol.de/fileadmin/c3l/Studiengaenge/Bildungsmanagement/Download/Leseproben/bildungsmanagement_leseprobe_budgetierung_finanzierung.pdf
https://uol.de/fileadmin/c3l/Studiengaenge/Bildungsmanagement/Download/Leseproben/bildungsmanagement_leseprobe_budgetierung_finanzierung.pdf
https://uol.de/fileadmin/c3l/Studiengaenge/Bildungsmanagement/Download/Leseproben/bildungsmanagement_leseprobe_budgetierung_finanzierung.pdf
https://uol.de/fileadmin/c3l/Studiengaenge/Bildungsmanagement/Download/Leseproben/bildungsmanagement_leseprobe_budgetierung_finanzierung.pdf
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/11/PD25_426_21.html
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Professoren. Seit Jahren verzeichnen wir außerdem einen Anstieg an Professoren.10 Man kann 

also nicht von einer Betreuungsrelation in diesem Kontext sprechen. Eventuell handelt es sich 

hierbei um ein Buzzword, denn es lässt sich sinnhaft nicht in den Zusammenhang einbauen.  

Die Forschung wird, wie oben schon belegt, unter anderem vom Bund mitfinanziert. Mit der 

Aussage, dass die Regierung sich mit einem Anstieg von 36% bei den Hochschulausgaben seit 

2018 rühmt, widerspricht sich das Studierendenkollektiv hier, denn mit steigenden 

Investitionen des Staates werden zwangsläufig Forschungsprojekte subventioniert, wodurch 

diese ent-, statt belastet werden.  

Die Lehre ist Dr. Ambrosys Beispiel für Finanzierung, die der Staat nur mit Zustimmung der 

Länder durchführen kann.11 Dieses Argument ist dementsprechend hinfällig.  

Auch die Sanierung und das Stoppen des Gebäudeverfalls ist keine Aufgabe, die der Staat 

ändern kann mit der Finanzierung von 0,3% der Gesamteinnahmen der Hochschulen.  

Die psychische Belastung der Studierenden ist tatsächlich ein Problem, das angegangen werden 

muss, aber nicht durch irgendwelche staatlichen Finanzierungspakete, sondern durch von der 

Hochschule eingerichtete Anlaufstellen, Hilfestellen und Ähnliches. Gegebenenfalls auch die 

Einrichtung von mehr Ruheräumen an der Universität. Das sind Forderungen, die die 

Hochschulgruppen im AStA angehen und später zusammen mit der Universitätsleitung 

umsetzen.  

 

Jetzt kommen wir zu dem Punkt, zu dem das Studierendenkollektiv ausgeholt hat: Militär.  

Im Gesamtplan des Bundeshaushaltsplans für 2026 ist ersichtlich, dass sich nicht nur die 

Ausgaben für die Verteidigung erhöhen, sondern gleichzeitig die für Bildung. Zwar handelt es 

sich prozentual um eine geringere Steigerung bei der Bildung, jedoch hat sich der Gesamtbetrag 

der Steigerung zum Vorjahr von 2025 auf 2026 im Vergleich mit der Steigerung von 2022 auf 

2023 mehr als verdoppelt.12  

Bildung wird also nicht „[…] zur Nebensache […]“13. 

Dem Staat geht es sehr eben schon um das Wohl der eigenen Bürger. Denn dieses Wohl kann 

dann erhalten bleiben, wenn wir militärisch aufrüsten. Unserer Bundeswehr geht es nicht gut. 

Und Putin weiß das. Mit einer abschreckenden Bundeswehr haben wir die Chance, einen 

Angriff auf Deutschland zu verhindern. Da können wir nicht allein für sorgen. Sondern dafür 

muss die ganze NATO sorgen.  

Ob man für oder gegen die Wehrpflicht ist, sei hier mal dahingestellt. Wichtig ist, dass wir die 

Mittel haben, uns im Ernstfall zu verteidigen.  

 
10 Statista, Anzahl der hauptberuflichen Professoren und Professorinnen an deutschen Hochschulen von 
2000 bis 2024: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/160365/umfrage/professoren-und-
professorinnen-an-deutschen-hochschulen/.  
11 Siehe: Dr. Ambrosy, S. 1. 
12 Gesamtplan des Bundeshaushalts 2023, S. 30: https://dserver.bundestag.de/btd/20/031/2003100.pdf, 
und Bundeshaushaltsplan 2026, S. 48: 
https://www.bundeshaushalt.de/static/daten/2026/soll/draft/Gesamtplan_und_Uebersichten.pdf.   
13 Siehe: Flyer Studierendenkollektiv.  

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/160365/umfrage/professoren-und-professorinnen-an-deutschen-hochschulen/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/160365/umfrage/professoren-und-professorinnen-an-deutschen-hochschulen/
https://dserver.bundestag.de/btd/20/031/2003100.pdf
https://www.bundeshaushalt.de/static/daten/2026/soll/draft/Gesamtplan_und_Uebersichten.pdf
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Niemand möchte einen Krieg. Aber auch niemand möchte, wenn Krieg herrscht, unvorbereitet 

sein. Deshalb rüsten wir auf.  

Und nebenbei wird in die Bildung investiert.  

Nur die Bildung und nicht in die Aufrüstung zu finanzieren wäre fatal. Denn was bringen gut 

erhaltene Universitäten, wenn in unserem Land Krieg herrscht? 

 

Abschließend lässt sich sagen, dass hier viele Punkte einfach falsch dargestellt werden und 

daraus falsch geschlussfolgert wurde, sodass grundsätzlich unwahre Argumente entstehen, um 

die eigene Meinung zu stützen. 

Um die Positionen der LHG nicht falsch zu verstehen:  

Die Universität ist marode, keine Frage. Bauarbeiten werden zwar schon getätigt, jedoch reicht 

das A) nicht aus, weil schwer liegende Probleme außer Acht gelassen werden, wie die 

Wassereimer in der Jura-Bibliothek und B) kommen über die Zeit, in der an der einen Stelle 

Sicherheitslücken geschlossen werden, an anderer Stelle neue hinzu. Hier muss kräftig 

investiert werden, doch für eine grundsätzliche Renovierung fehlt der Stadt 

höchstwahrscheinlich das Geld, da es sich um eine so gewaltige Summe handelt. Die LHG setzt 

sich dennoch dafür ein, dass mehr Bauarbeiten getätigt werden müssen und die Universität so 

schnell es geht wieder in eine gute Form kommt, sodass die weltbeste Bildung geboten werden 

kann.  

Auf der Bundesebene muss weiterhin stark ins Militär investiert werden, denn es ist der einzig 

richtige Weg, die Bundeswehr wieder abschreckend zu machen. 

Diese beiden Themen schließen sich, wie schon ausgiebig belegt, nicht aus, sondern können 

sich sogar ergänzen. Das ist etwas grundlegend Wichtiges zu verstehen, denn dann versteht man 

auch, dass „die Reichen“ eben keinen Krieg wollen, sondern genauso eine Zukunft.  

Auf dieses Reichen-Bashing soll dieser Text aber nicht eingehen, es handelt sich um den 

Zusammenhang zwischen Bildung und Militär, trotzdem kommt der letzte Satz des Flyers sehr 

plötzlich und hat wiederum nichts mit dem Rest zu tun.  

 

Autor: LHG Regensburg, 06.12.2025  
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Quelle: Flyer Studierendenkollektiv 

 

 


